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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Höcherl, Leicht, Dr. Häfele, Dr. Althammer und der Fraktion 
der CDU/CSU 


betr. finanzielle Auswirkungen der sogenannten Steuer- und Kindergeldreform 


Nach der Verabschiedung der sogenannten Reform der Ein- 
kommen- und Lohnsteuer, des Familienlastenausgleichs und der 
Sparförderung wurden die Entlastungswirkungen mit insgesamt 
13,2 Mrd. DM angegeben, bezogen auf das Entstehungsjahr 1975 
(Bulletin vom 30. Juli 1974, S. 938). Die kassenmäßige Auswir- 
kung, die nicht zeitlich zusammenfällt mit dem Jahr der Ent- 
stehung des Anspruchs (Entstehungsjahr), wurde damals in 
den einzelnen Rechnungsjahren wie folgt geschätzt (Saldo aus 
Mehr- und Minderbelastung von Bund, Ländern und Gemeinden 
gemäß Finanzplan des Bundes 1974 bis 1978, beschlossen am 
4. Juli 1974, Drucksache 7/2503 zu Textziffer 3.2): 

- in Mrd. DM - 

1975 1976 1977 1978 

14,2 15,0 14,6 13,5 

Nach neueren Rechnungen werden die kassenmäßigen Belastun- 
gen für das laufende Jahr (1975) auf rd. 18 Mrd. DM geschätzt 
(vgl. September-Bericht der Bundesbank, S. 19), also fast 4 Mrd. 
DM höher als früher für 1975 angenommen. 

Die Überschreitung der alten Schätzung dürfte in erster Linie 
darauf zurückzuführen sein, daß die Vorsorgepauschale in sehr 
vielen Fällen den Antrag auf Lohnsteuerjahresausgleich ent- 
behrlich macht und deshalb Mindereinnahmen, die ursprünglich 
erst für das nächste Jahr (1976) erwartet wurden, tatsächlich 
bereits im laufenden Jahr eintreten. Ist diese Annahme richtig, 
muß für die kommenden Jahre mit einem wesentlich geringeren 
Einnahmeausfall aufgrund der sogenannten Steuerreform und 
damit auch einer entsprechend geringen Belastung für den Staat 
gerechnet werden. 

Darüber hinaus sind nach dem neuen Finanzplan für die Jahre 
1975 bis 1979, von der Bundesregierung beschlossen am 10. Sep- 
tember 1975, für das Kindergeld ab 1976 jährlich rd. 1,4 Mrd. 
DM weniger veranschlagt als nach dem alten Finanzplan. Die 
früheren Schätzungen über die Auswirkungen der Neuregelung 
des Familienlastenausgleichs waren danach überhöht. 

Ähnliches dürfte für die damalige Neuregelung der Sparförde- 
rung gelten. Der Ausgabenmehrbedarf für Spar- und Wohnungs- 
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bauprämien wird im neuen Finanzplan für 1978 um 1,6 Mrd. DM 
niedriger angesetzt als im alten Finanzplan (2,7 statt bisher 
4,3 Mrd. DM). Der Unterschied kann allenfalls zu einem knap- 
pen Drittel durch das sogenannte Haushaltsstrukturgesetz er- 
klärt werden. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1 . Wie hoch sind aus heutiger Sicht 

a) die Ent- und Belastungswirkungen, 

b) die finanziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haus- 
halte 

der sogenannten Reform der Einkommen- und Lohnsteuer, 
des Familienlastenausgleichs und der Sparförderung anzu- 
setzen (aufgegliedert entsprechend den Übersichten 8 und 9 
im Bulletin vom 30. Juli 1974, S. 938 ff.), und zwar 

— jeweils nach den Entstehungsjahren 1975 und 1976, 

— kassenmäßig nach den Rechnungsjahren 1975 bis 1979? 

2. Wie erklären sich die Abweichungen zwischen den Schät- 
zungen im alten und im neuen Finanzplan (Finanzplan 1974 
bis 1978 und Finanzplan 1975 bis 1979) 

a) für das Kindergeld, 

b) für Spar- und Wohnungsbauprämien? 


Bonn, den 4. Dezember 1975 


Höcherl 
Leicht 
Dr. Häfele 
Dr. Althammer 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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